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Eine Nachricht ließ kürzlich Praxisinhaber aller Fach-
richtungen aufschrecken. Beim Spielen im Wartezimmer
einer Zahnarztpraxis kam im Mai 2003 ein kleiner

Junge zu Tode. Eine im Wartebereich aufgestellte massive
Statue stürzte um und begrub das Kind unter sich. Nun er-

mittelt die Staatsanwaltschaft gegen den Zahnarzt u.a. wegen
fahrlässiger Tötung. Zusätzlich sieht sich der Zahnarzt erheb-
lichen zivilrechtlichen Ansprüchen der Eltern ausgesetzt. Es fragt
sich, wie derartige Unglücksfälle mit ihren weitreichenden Folgen
für alle Beteiligten verhindert werden können.

Die sichere Zahnarzt-
praxis

Der Zahnarzt hat, wie jeder an-
dere Inhaber einer freiberuf-
lichen Praxis mit Publikums-

verkehr, für die Sicherheit seiner Pra-
xisräume Sorge zu tragen. Denn jeder,
der für andere eine Gefahrenquelle
schafft, hat die notwendigen Vorkeh-
rungen zum Schutze Dritter zu treffen
(sog. Verkehrssicherungspflicht). Ein
Verstoß gegen die Verkehrssicherungs-
pflicht führt bei Eintritt eines Scha-
densereignisses grundsätzlich zur Haf-
tung des Verpflichteten. Konkretisiert
wird die Verkehrssicherungspflicht für
Gewerbetreibende und Freiberufler
u.a. durch Unfallverhütungsvorschrif-
ten (z.B. diejenigen der Berufsgenos-
senschaften). Allerdings dürfte klar
sein, dass ein Vorgehen, das jeden
Schaden mit Sicherheit ausschließt,
nicht möglich ist. 

Vorsorge treffen
Vorsorge muss also nicht für alle denk-
baren, entfernten Möglichkeiten eines
Schadenseintritts getroffen werden.

Vielmehr sind die Vorkehrungen zu
treffen, die nach den Erwartungen des
betroffenen Verkehrskreises im Rah-
men des Zumutbaren verlangt werden
können, um nicht ganz fernliegende
Gefahren abzuwenden. Übertragen auf
den eingangs vorgestellten Fall war es
nicht fernliegend, dass ein Kind von ei-
ner großen Statue angelockt und versu-
chen wird, die Statue im Spiel zu erklet-
tern und dass diese Statue dabei um-
stürzt. 

Verheerende Konsequenzen
Die rechtlichen Konsequenzen eines
solchen Ereignisses sind für den Praxis-
inhaber verheerend. Abgesehen von
der negativen Publicity durch staatsan-
waltliche Ermittlungen und einer et-
waigen Verurteilung, drohen auch
Schadens- und Schmerzensgeldpro-
zesse der Hinterbliebenen. 
Finanziell besonders dramatisch wir-
ken sich die Fälle aus, in denen es nicht
zur Tötung einer Person, sondern zu
schweren, lebenslangen Behinderun-
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